
Geldparagraphen

BGB Bürgerliches Gesetzbuch

§ 244 Geldschuld (alte Fassung)
(1) Ist eine in ausländischer Währung ausgedrückte Geldschuld
im Inlande zu zahlen, so kann die Zahlung in Reichswährung
erfolgen, es sei denn, daß Zahlung in ausländischer Währung
ausdrücklich bedungen ist.

(2) Die Umrechnung erfolgt nach dem Kurswerte, der zur Zeit
der Zahlung für den Zahlungsort maßgebend ist.

§  244  Fremdwährungsschuld  (neue
Fassung)
(1) Ist eine in einer anderen Währung als Euro ausgedrückte
Geldschuld im Inland zu zahlen, so kann die Zahlung in Euro
erfolgen, es sei denn, dass Zahlung in der anderen Währung
ausdrücklich vereinbart ist.

(2) Die Umrechnung erfolgt nach dem Kurswert, der zur Zeit der
Zahlung für den Zahlungsort maßgebend ist.

§ 245 Geldsortenschuld
Ist eine Geldschuld in einer bestimmten Münzsorte zu zahlen,
die sich zur Zeit der Zahlung nicht mehr im Umlaufe befindet,
so ist die Zahlung so zu leisten, wie wenn die Münzsorte nicht
bestimmt wäre.
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§ 246 Gesetzlicher Zinssatz
Ist eine Schuld nach Gesetz oder Rechtsgeschäft zu verzinsen,
so sind vier vom Hundert für das Jahr zu entrichten, sofern
nicht ein anderes bestimmt ist.

§ 247 Basiszinssatz
(1) Der Basiszinssatz beträgt 3,62 Prozent*. Er verändert sich
zum  1.  Januar  und  1.  Juli  eines  jeden  Jahres  um  die
Prozentpunkte,  um  welche  die  Bezugsgröße  seit  der  letzten
Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist.
Bezugsgröße  ist  der  Zinssatz  für  die  jüngste
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor
dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahrs.

*  Quelle:
http://dejure.org/dienste/internet?basiszinssatz.info/,
aufgerufen in 2014

(2) Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz
unverzüglich nach den in Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkten
im Bundesanzeiger bekannt.

§ 248 Zinseszinsen
(1)  Eine  im  Voraus  getroffene  Vereinbarung,  dass  fällige
Zinsen wieder Zinsen tragen sollen, ist nichtig.

(2) Sparkassen, Kreditanstalten und Inhaber von Bankgeschäften
können im Voraus vereinbaren, dass nicht erhobene Zinsen von
Einlagen  als  neue  verzinsliche  Einlagen  gelten  sollen.
Kreditanstalten, die berechtigt sind, für den Betrag der von
ihnen  gewährten  Darlehen  verzinsliche  Schuldverschreibungen
auf den Inhaber auszugeben, können sich bei solchen Darlehen
die  Verzinsung  rückständiger  Zinsen  im  Voraus  versprechen
lassen.



§ 362 Erlöschen durch Leistung
(1)  Das  Schuldverhältnis  erlischt,  wenn  die  geschuldete
Leistung an den Gläubiger bewirkt wird.

(2) Wird an einen Dritten zum Zwecke der Erfüllung geleistet,
so findet die Vorschrift des § 185 Anwendung.

§ 387 Voraussetzungen
Schulden  zwei  Personen  einander  Leistungen,  die  ihrem
Gegenstand nach gleichartig sind, so kann jeder Teil seine
Forderung gegen die Forderung des anderen Teils aufrechnen,
sobald er die ihm gebührende Leistung fordern und die ihm
obliegende Leistung bewirken kann.

§ 398 Abtretung
Eine Forderung kann von dem Gläubiger durch Vertrag mit einem
anderen  auf  diesen  übertragen  werden  (Abtretung).  Mit  dem
Abschluss des Vertrags tritt der neue Gläubiger an die Stelle
des bisherigen Gläubigers.

§  433  Vertragstypische  Pflichten
beim Kaufvertrag
(1)  Durch  den  Kaufvertrag  wird  der  Verkäufer  einer  Sache
verpflichtet,  dem  Käufer  die  Sache  zu  übergeben  und  das
Eigentum an der Sache zu verschaffen. Der Verkäufer hat dem
Käufer  die  Sache  frei  von  Sach-  und  Rechtsmängeln  zu
verschaffen.

(2)  Der  Käufer  ist  verpflichtet,  dem  Verkäufer  den
vereinbarten  Kaufpreis  zu  zahlen  und  die  gekaufte  Sache
abzunehmen.



§  488  Vertragstypische  Pflichten
beim Darlehensvertrag
(1)  Durch  den  Darlehensvertrag  wird  der  Darlehensgeber
verpflichtet,  dem  Darlehensnehmer  einen  Geldbetrag  in  der
vereinbarten  Höhe  zur  Verfügung  zu  stellen.  Der
Darlehensnehmer ist verpflichtet, einen geschuldeten Zins zu
zahlen und bei Fälligkeit das zur Verfügung gestellte Darlehen
zurückzuzahlen.

(2) Die vereinbarten Zinsen sind, soweit nicht ein anderes
bestimmt ist, nach dem Ablauf je eines Jahres und, wenn das
Darlehen vor dem Ablauf eines Jahres zurückzuzahlen ist, bei
der Rückzahlung zu entrichten.

(3) Ist für die Rückzahlung des Darlehens eine Zeit nicht
bestimmt,  so  hängt  die  Fälligkeit  davon  ab,  dass  der
Darlehensgeber  oder  der  Darlehensnehmer  kündigt.  Die
Kündigungsfrist  beträgt  drei  Monate.  Sind  Zinsen  nicht
geschuldet, so ist der Darlehensnehmer auch ohne Kündigung zur
Rückzahlung berechtigt.

§ 535 Inhalt und Hauptpflichten des
Mietvertrags
(1) Durch den Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet, dem
Mieter den Gebrauch der Mietsache während der Mietzeit zu
gewähren. Der Vermieter hat die Mietsache dem Mieter in einem
zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu überlassen
und sie während der Mietzeit in diesem Zustand zu erhalten. Er
hat die auf der Mietsache ruhenden Lasten zu tragen.

(2) Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter die vereinbarte
Miete zu entrichten.



§  607  Vertragstypische  Pflichten
beim Sachdarlehensvertrag
(1)  Durch  den  Sachdarlehensvertrag  wird  der  Darlehensgeber
verpflichtet, dem Darlehensnehmer eine vereinbarte vertretbare
Sache zu überlassen. Der Darlehensnehmer ist zur Zahlung eines
Darlehensentgelts und bei Fälligkeit zur Rückerstattung von
Sachen gleicher Art, Güte und Menge verpflichtet.

(2) Die Vorschriften dieses Titels finden keine Anwendung auf
die Überlassung von Geld.

§  611  Vertragstypische  Pflichten
beim Dienstvertrag
(1) Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher Dienste
zusagt, zur Leistung der versprochenen Dienste, der andere
Teil zur Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet.

(2) Gegenstand des Dienstvertrags können Dienste jeder Art
sein.

§  631  Vertragstypische  Pflichten
beim Werkvertrag
(1) Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herstellung
des versprochenen Werkes, der Besteller zur Entrichtung der
vereinbarten Vergütung verpflichtet.

(2) Gegenstand des Werkvertrags kann sowohl die Herstellung
oder Veränderung einer Sache als auch ein anderer durch Arbeit
oder Dienstleistung herbeizuführender Erfolg sein.



§ 651 Anwendung des Kaufrechts
Auf einen Vertrag, der die Lieferung herzustellender oder zu
erzeugender beweglicher Sachen zum Gegenstand hat, finden die
Vorschriften über den Kauf Anwendung. § 442 Abs. 1 Satz 1
findet bei diesen Verträgen auch Anwendung, wenn der Mangel
auf den vom Besteller gelieferten Stoff zurückzuführen ist.
Soweit es sich bei den herzustellenden oder zu erzeugenden
beweglichen Sachen um nicht vertretbare Sachen handelt, sind
auch  die  §§  642,  643,  645,  649,  650  mit  der  Maßgabe
anzuwenden, dass an die Stelle der Abnahme der nach den §§ 446
und 447 maßgebliche Zeitpunkt tritt.

§ 665 Abweichung von Weisungen
Der  Beauftragte  ist  berechtigt,  von  den  Weisungen  des
Auftraggebers abzuweichen, wenn er den Umständen nach annehmen
darf, dass der Auftraggeber bei Kenntnis der Sachlage die
Abweichung  billigen  würde.  Der  Beauftragte  hat  vor  der
Abweichung  dem  Auftraggeber  Anzeige  zu  machen  und  dessen
Entschließung abzuwarten, wenn nicht mit dem Aufschub Gefahr
verbunden ist.

§  676  Kündigung  von
Überweisungsverträgen  (alte
Fassung)
Die  Kündigung  eines  Geschäftsbesorgungsvertrags,  der  die
Weiterleitung von Wertpapieren oder Ansprüchen auf Herausgabe
von Wertpapieren im Wege der Verbuchung oder auf sonstige
Weise  zum  Gegenstand  hat  (Übertragungsvertrag),  ist  nur
wirksam,  wenn  sie  dem  depotführenden  Unternehmen  des
Begünstigten so rechtzeitig mitgeteilt wird, daß die Kündigung
unter Wahrung der gebotenen Sorgfalt noch vor der Verbuchung
auf dem Depot des Begünstigten berücksichtigt werden kann. Die



Wertpapiere oder die Ansprüche auf Herausgabe von Wertpapieren
sind  in  diesem  Fall  an  das  erstbeauftragte  Unternehmen
zurückzuleiten.  Im  Rahmen  von  Wertpapierlieferungs-  und
Abrechnungssystemen  kann  ein  Übertragungsvertrag  abweichend
von  Satz  1  bereits  von  dem  in  den  Regeln  des  Systems
bestimmten  Zeitpunkt  an  nicht  mehr  gekündigt  werden.

§ 676 Nachweis der Ausführung von
Zahlungsvorgängen (neue Fassung)
Ist  zwischen  dem  Zahlungsdienstnutzer  und  seinem
Zahlungsdienstleister  streitig,  ob  der  Zahlungsvorgang
ordnungsgemäß ausgeführt wurde, muss der Zahlungsdienstleister
nachweisen,  dass  der  Zahlungsvorgang  ordnungsgemäß
aufgezeichnet  und  verbucht  sowie  nicht  durch  eine  Störung
beeinträchtigt wurde.

§  676a  Inhalt  und
Ausführungsfristen (alte Fassung)
(1)  Durch  den  Überweisungsvertrag  wird  das  Kreditinstitut
(überweisendes Kreditinstitut) gegenüber demjenigen, der die
Überweisung  veranlaßt  (Überweisender),  verpflichtet,  dem
Begünstigten einen bestimmten Geldbetrag zur Gutschrift auf
dessen Konto beim überweisenden Kreditinstitut zur Verfügung
zu  stellen  (Überweisung)  sowie  Angaben  zur  Person  des
Überweisenden und einen angegebenen Verwendungszweck, soweit
üblich, mitzuteilen. Soll die Gutschrift durch ein anderes
Kreditinstitut erfolgen, ist das überweisende Kreditinstitut
verpflichtet, den Überweisungsbetrag rechtzeitig und, soweit
nicht  anders  vereinbart,  ungekürzt  dem  Kreditinstitut  des
Begünstigten  unmittelbar  oder  unter  Beteiligung
zwischengeschalteter  Kreditinstitute  zu  diesem  Zweck  zu
übermitteln  und  die  in  Satz  1  bestimmten  Angaben
weiterzuleiten. Der Überweisende kann, soweit vereinbart, dem



Kreditinstitut den zu überweisenden Geldbetrag auch in bar zur
Verfügung stellen.

(2)  Soweit  keine  anderen  Fristen  vereinbart  werden,  sind
Überweisungen baldmöglichst zu bewirken. Es sind

1.

grenzüberschreitende Überweisungen in Mitgliedstaaten der
Europäischen Union und in Vertragsstaaten des

Europäischen Wirtschaftsraums, die auf deren Währung oder
Währungseinheit oder auf Euro lauten, soweit nichts

anderes vereinbart ist, binnen fünf Werktagen, an denen
alle beteiligten Kreditinstitute gewöhnlich geöffnet
haben, ausgenommen Sonnabende, (Bankgeschäftstage) auf

das Konto des Kreditinstituts des Begünstigten,

2.
inländische Überweisungen in Inlandswährung längstens

binnen drei Bankgeschäftstagen auf das Konto des
Kreditinstituts des Begünstigten und

3.

Überweisungen in Inlandswährung innerhalb einer Haupt-
oder einer Zweigstelle eines Kreditinstituts längstens
binnen eines Bankgeschäftstags, andere institutsinterne
Überweisungen längstens binnen zwei Bankgeschäftstagen

auf das Konto des Begünstigten
zu  bewirken  (Ausführungsfrist).  Die  Frist  beginnt,  soweit
nichts anderes vereinbart ist, mit Ablauf des Tages, an dem
der Name des Begünstigten, sein Konto, sein Kreditinstitut und
die  sonst  zur  Ausführung  der  Überweisung  erforderlichen
Angaben dem überweisenden Kreditinstitut vorliegen und ein zur
Ausführung  der  Überweisung  ausreichendes  Guthaben  vorhanden
oder ein ausreichender Kredit eingeräumt ist.

(3)  Das  überweisende  Kreditinstitut  kann  den
Überweisungsvertrag, solange die Ausführungsfrist noch nicht
begonnen  hat,  ohne  Angabe  von  Gründen,  danach  nur  noch
kündigen, wenn ein Insolvenzverfahren über das Vermögen des
Überweisenden eröffnet worden oder ein zur Durchführung der
Überweisung  erforderlicher  Kredit  gekündigt  worden  ist.  Im
Rahmen  von  Zahlungsverkehrssystemen  kann  eine  Überweisung



abweichend  von  Satz  1  bereits  von  dem  in  den  Regeln  des
Systems bestimmten Zeitpunkt an nicht mehr gekündigt werden.

(4) Der Überweisende kann den Überweisungsvertrag vor Beginn
der Ausführungsfrist jederzeit, danach nur kündigen, wenn die
Kündigung  dem  Kreditinstitut  des  Begünstigten  bis  zu  dem
Zeitpunkt  mitgeteilt  wird,  in  dem  der  Überweisungsbetrag
diesem Kreditinstitut endgültig zur Gutschrift auf dem Konto
des Begünstigten zur Verfügung gestellt wird. Im Rahmen von
Zahlungsverkehrssystemen kann eine Überweisung abweichend von
Satz 1 bereits von dem in den Regeln des Systems bestimmten
Zeitpunkt an nicht mehr gekündigt werden. Das überweisende
Kreditinstitut  hat  die  unverzügliche  Information  des
Kreditinstituts  des  Begünstigten  über  eine  Kündigung  zu
veranlassen.

Vorschrift  eingefügt  durch  das  Überweisungsgesetz  vom
21.07.1999  BGBl.  I  S.  1642  m.W.v.  14.08.1999.

§  676a  Ausgleichsanspruch  (neue
Fassung)
Liegt die Ursache für die Haftung eines Zahlungsdienstleisters
gemäß den §§ 675y und 675z im Verantwortungsbereich eines
anderen Zahlungsdienstleisters oder einer zwischengeschaltete
Stelle, so kann er vom anderen Zahlungsdienstleister oder der
zwischengeschalteten Stelle den Ersatz des Schadens verlangen,
der  ihm  aus  der  Erfüllung  der  Ansprüche  eines
Zahlungsdienstnutzers gemäß den §§ 675y und 675z entsteht.

Fassung  aufgrund  des  Gesetzes  zur  Umsetzung  der
Verbraucherkreditrichtlinie,  des  zivilrechtlichen  Teils  der
Zahlungsdiensterichtlinie  sowie  zur  Neuordnung  der
Vorschriften  über  das



§  676b  verschuldensunabhängige
Haftung (alte Fassung)
(1) Wird die Überweisung erst nach Ablauf der Ausführungsfrist
bewirkt,  so  hat  das  überweisende  Kreditinstitut  dem
Überweisenden  den  Überweisungsbetrag  für  die  Dauer  der
Verspätung zu verzinsen, es sei denn, daß der Überweisende
oder der Begünstigte die Verspätung zu vertreten hat. Der
Zinssatz beträgt fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz im
Jahr.

(2) Das überweisende Kreditinstitut hat von ihm selbst oder
von  einem  der  zwischengeschalteten  Kreditinstitute  entgegen
dem Überweisungsvertrag einbehaltene Beträge ohne zusätzliche
Entgelte und Auslagen nach Wahl des Überweisenden entweder
diesem zu erstatten oder dem Begünstigten zu überweisen.

(3)  Der  Überweisende  kann  die  Erstattung  des
Überweisungsbetrags  bis  zu  einem  Betrag  von  12  500  Euro
(Garantiebetrag)  zuzüglich  bereits  für  die  Überweisung
entrichteter  Entgelte  und  Auslagen  verlangen,  wenn  die
Überweisung weder bis zum Ablauf der Ausführungsfrist noch
innerhalb  einer  Nachfrist  von  14  Bankgeschäftstagen  vom
Erstattungsverlangen des Überweisenden an bewirkt worden ist.
Der  Überweisungsbetrag  ist  in  diesem  Fall  vom  Beginn  der
Ausführungsfrist bis zur Gutschrift des Garantiebetrags auf
dem  Konto  des  Überweisenden  mit  dem  in  Absatz  1  Satz  2
bestimmten Zinssatz zu verzinsen. Mit dem Erstattungsverlangen
des  Überweisenden  und  dem  Ablauf  der  Nachfrist  gilt  der
Überweisungsvertrag  als  gekündigt.  Das  Kreditinstitut  ist
berechtigt, den Vertrag zu kündigen, wenn die Fortsetzung des
Vertrages unter Abwägung der beiderseitigen Interessen für das
Kreditinstitut nicht zumutbar ist und es den Garantiebetrag
entrichtet hat oder gleichzeitig entrichtet. Der Überweisende
hat in den Fällen der Sätze 3 und 4 die vereinbarten Entgelte
und Auslagen nicht zu entrichten. Ansprüche nach diesem Absatz
bestehen nicht, wenn die Überweisung nicht bewirkt worden ist,



weil der Überweisende dem überweisenden Kreditinstitut eine
fehlerhafte oder unvollständige Weisung erteilt oder wenn ein
von  dem  Überweisenden  ausdrücklich  bestimmtes
zwischengeschaltetes  Kreditinstitut  die  Überweisung  nicht
ausgeführt hat. In dem zweiten Fall des Satzes 6 haftet das
von  dem  Überweisenden  ausdrücklich  bestimmte  Kreditinstitut
diesem anstelle des überweisenden Kreditinstituts.

§ 676b Anzeige nicht autorisierter
oder  fehlerhaft  ausgeführter
Zahlungsvorgänge
(1) Der Zahlungsdienstnutzer hat seinen Zahlungsdienstleister
unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder
fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgangs zu unterrichten.

(2) Ansprüche und Einwendungen des Zahlungsdienstnutzers gegen
den  Zahlungsdienstleister  nach  diesem  Unterkapitel  sind
ausgeschlossen, wenn dieser seinen Zahlungsdienstleister nicht
spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einem
nicht  autorisierten  oder  fehlerhaft  ausgeführten
Zahlungsvorgang hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist
beginnt  nur,  wenn  der  Zahlungsdienstleister  den
Zahlungsdienstnutzer über die den Zahlungsvorgang betreffenden
Angaben  gemäß  Artikel  248  EGBGB  §§  7,  10  oder  §  14  des
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche unterrichtet
hat;  anderenfalls  ist  für  den  Fristbeginn  der  Tag  der
Unterrichtung  maßgeblich.

(3) Für andere als die in § 675z Satz 1 genannten Ansprüche
des Zahlungsdienstnutzers gegen seinen Zahlungsdienstleister
wegen eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten
Zahlungsvorgangs  gilt  Absatz  2  mit  der  Maßgabe,  dass  der
Zahlungsdienstnutzer  diese  Ansprüche  auch  nach  Ablauf  der
Frist geltend machen kann, wenn er ohne Verschulden an der
Einhaltung der Frist verhindert war.



§  676c  Haftung  bei  Verschulden
(alte Fassung)
(1) Die Ansprüche nach § 676b setzen ein Verschulden nicht
voraus. Andere Ansprüche, die ein Verschulden voraussetzen,
sowie  Ansprüche  aus  ungerechtfertigter  Bereicherung  bleiben
unberührt.  Das  überweisende  Kreditinstitut  hat  hierbei  ein
Verschulden, das einem zwischengeschalteten Kreditinstitut zur
Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn,
daß  die  wesentliche  Ursache  bei  einem  zwischengeschalteten
Kreditinstitut liegt, das der Überweisende vorgegeben hat. Die
Haftung nach Satz 3 kann bei Überweisungen auf ein Konto im
Ausland auf 25 000 Euro begrenzt werden. Die Haftung für durch
die  Verzögerung  oder  Nichtausführung  der  Überweisung
entstandenen Schaden kann auf 12 500 Euro begrenzt werden;
dies gilt nicht für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, den
Zinsschaden und für Gefahren, die das Kreditinstitut besonders
übernommen hat.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 Halbsatz 2 haftet das
von  dem  Überweisenden  vorgegebene  zwischengeschaltete
Kreditinstitut anstelle des überweisenden Kreditinstituts.

(3) Von den Vorschriften des § 675 Abs. 1, der §§ 676a, 676b
und des Absatzes 1 darf, soweit dort nichts anderes bestimmt
ist,  zum  Nachteil  des  Überweisenden  nur  bei  Überweisungen
abgewichen werden,

1. deren Überweisender ein Kreditinstitut ist,

2. die den Betrag von 75 000 Euro übersteigen oder

3.
die einem Konto eines Kreditinstituts mit Sitz außerhalb

der Europäischen Union und des Europäischen
Wirtschaftsraums gutgeschrieben werden sollen.

Vorschrift  eingefügt  durch  das  Überweisungsgesetz  vom
21.07.1999  BGBl.  I  S.  1642  m.W.v.  14.08.1999.



§ 676c Haftungsausschluss
Ansprüche nach diesem Kapitel sind ausgeschlossen, wenn die
einen Anspruch begründenden Umstände

1.

auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis
beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses
Ereignis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen
trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten

vermieden werden können, oder

2.
vom Zahlungsdienstleister auf Grund einer gesetzlichen

Verpflichtung herbeigeführt wurden.

§  676d  Zahlungsvertrag  (alte
Fassung)
(1)  Durch  den  Zahlungsvertrag  verpflichtet  sich  ein
zwischengeschaltetes  Kreditinstitut  gegenüber  einem  anderen
Kreditinstitut,  im  Rahmen  des  Überweisungsverkehrs  einen
Überweisungsbetrag an ein weiteres Kreditinstitut oder an das
Kreditinstitut des Begünstigten weiterzuleiten.

(2)  Das  Kreditinstitut  des  Begünstigten  ist  verpflichtet,
einen  Überweisungsbetrag  an  das  überweisende  Kreditinstitut
zurückzuleiten, wenn ihm vor dessen Eingang eine entsprechende
Mitteilung durch das überweisende Kreditinstitut zugeht. Im
Rahmen von Zahlungsverkehrssystemen braucht die Kündigung von
dem in den Regeln des Systems festgelegten Zeitpunkt an nicht
mehr beachtet zu werden.

§  676e  Ausgleichsansprüche  (alte
Fassung)
(1) Liegt die Ursache für eine verspätete Ausführung einer
Überweisung  in  dem  Verantwortungsbereich  eines



zwischengeschalteten  Kreditinstituts,  so  hat  dieses  den
Schaden zu ersetzen, der dem überweisenden Kreditinstitut aus
der Erfüllung der Ansprüche des Überweisenden nach § 676b Abs.
1 entsteht.

(2) Das zwischengeschaltete Kreditinstitut hat die von ihm
selbst entgegen dem Überweisungsvertrag einbehaltenen Beträge
ohne  zusätzliche  Entgelte  und  Auslagen  nach  Wahl  des
überweisenden  Kreditinstituts  entweder  diesem  zu  erstatten
oder dem Begünstigten zu überweisen.

(3)  Das  Kreditinstitut,  das  mit  dem  überweisenden
Kreditinstitut  einen  Zahlungsvertrag  geschlossen  hat,  ist
verpflichtet, diesem die geleisteten Zahlungen zu erstatten,
zu denen dieses nach § 676b Abs. 3 gegenüber dem Überweisenden
verpflichtet war. Jedes zwischengeschaltete Kreditinstitut ist
verpflichtet,  dem  Kreditinstitut,  mit  dem  es  einen
Zahlungsvertrag  zur  Weiterleitung  der  Überweisung
abgeschlossen hat, die nach Satz 1 oder nach dieser Vorschrift
geleisteten Zahlungen zu erstatten. Wird die Überweisung nicht
bewirkt,  weil  ein  Kreditinstitut  dem  von  ihm
zwischengeschalteten  Kreditinstitut  eine  fehlerhafte  oder
unvollständige  Weisung  erteilt  hat,  ist  der
Erstattungsanspruch dieses Kreditinstituts nach den Sätzen 1
und 2 ausgeschlossen. Das Kreditinstitut, das den Fehler zu
vertreten hat, hat dem überweisenden Kreditinstitut den ihm
aus der Erfüllung seiner Verpflichtungen nach § 676c Abs. 1
entstehenden weitergehenden Schaden zu ersetzen.

(4) An der Weiterleitung eines Überweisungsbetrags beteiligte
Kreditinstitute,  die  nicht  auf  Ersatz  haften,  haben
selbständig  nach  dem  Verbleib  des  Überweisungsbetrags  zu
forschen  und  dem  Anspruchsberechtigten  den  von  ihnen
aufgefundenen Überweisungsbetrag abzüglich einer angemessenen
Entschädigung für die Nachforschung zu erstatten.

(5)  Entfallen  Ansprüche,  weil  der  Überweisende  das  zur
Weiterleitung  beauftragte  Kreditinstitut  vorgegeben  hat,  so



hat  dieses  den  Überweisenden  so  zu  stellen,  wie  er  bei
Anwendung des § 676b Abs. 3 stünde. Im übrigen gilt § 676b
Abs. 4 sinngemäß.

Vorschrift  eingefügt  durch  das  Überweisungsgesetz  vom
21.07.1999  BGBl.  I  S.  1642  m.W.v.  14.08.1999.

§ 676f Girovertrag (alte Fassung)
Durch den Girovertrag wird das Kreditinstitut verpflichtet,
für den Kunden ein Konto einzurichten, eingehende Zahlungen
auf  dem  Konto  gutzuschreiben  und  abgeschlossene
Überweisungsverträge zu Lasten dieses Kontos abzuwickeln. Es
hat dem Kunden eine weitergeleitete Angabe zur Person des
Überweisenden und zum Verwendungszweck mitzuteilen.

§  733  Berichtigung  der
Gesellschaftsschulden;  Erstattung
der Einlagen
(1)  Aus  dem  Gesellschaftsvermögen  sind  zunächst  die
gemeinschaftlichen  Schulden  mit  Einschluss  derjenigen  zu
berichtigen,  welche  den  Gläubigern  gegenüber  unter  den
Gesellschaftern  geteilt  sind  oder  für  welche  einem
Gesellschafter  die  übrigen  Gesellschafter  als  Schuldner
haften.  Ist  eine  Schuld  noch  nicht  fällig  oder  ist  sie
streitig,  so  ist  das  zur  Berichtigung  Erforderliche
zurückzubehalten.

(2)  Aus  dem  nach  der  Berichtigung  der  Schulden  übrig
bleibenden  Gesellschaftsvermögen  sind  die  Einlagen
zurückzuerstatten. Für Einlagen, die nicht in Geld bestanden
haben,  ist  der  Wert  zu  ersetzen,  den  sie  zur  Zeit  der
Einbringung gehabt haben. Für Einlagen, die in der Leistung
von  Diensten  oder  in  der  Überlassung  der  Benutzung  eines
Gegenstands  bestanden  haben,  kann  nicht  Ersatz  verlangt



werden.

(3) Zur Berichtigung der Schulden und zur Rückerstattung der
Einlagen ist das Gesellschaftsvermögen, soweit erforderlich,
in Geld umzusetzen.

§ 1642 Anlegung von Geld
Die Eltern haben das ihrer Verwaltung unterliegende Geld des
Kindes  nach  den  Grundsätzen  einer  wirtschaftlichen
Vermögensverwaltung anzulegen, soweit es nicht zur Bestreitung
von Ausgaben bereitzuhalten ist.

HGB Handelsgesetzbuch

§  149  Rechte  und  Pflichte  der
Liquidatoren
Die Liquidatoren haben die laufenden Geschäfte zu beendigen,
die  Forderungen  einzuziehen,  das  übrige  Vermögen  in  Geld
umzusetzen und die Gläubiger zu befriedigen; zur Beendigung
schwebender Geschäfte können sie auch neue Geschäfte eingehen.
Die  Liquidatoren  vertreten  innerhalb  ihres  Geschäftskreises
die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich

§ 343 Begriff der Handelsgeschäfte
(1) Handelsgeschäfte sind alle Geschäfte eines Kaufmanns, die
zum Betriebe seines Handelsgewerbes gehören.

(2) (weggefallen)



GmbHG GmbH-Gesetz

§ 70 Aufgaben der Liquidatoren
Die Liquidatoren haben die laufenden Geschäfte zu beendigen,
die Verpflichtungen der aufgelösten Gesellschaft zu erfüllen,
die Forderungen derselben einzuziehen und das Vermögen der
Gesellschaft in Geld umzusetzen; sie haben die Gesellschaft
gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. Zur Beendigung
schwebender  Geschäfte  können  die  Liquidatoren  auch  neue
Geschäfte eingehen.

BBankG Bundesbankgesetz

§ 19 Geschäfte mit Kreditinstituten
und anderen Marktteilnehmern
Die Deutsche Bundesbank darf mit Kreditinstituten und anderen
Marktteilnehmern unbeschadet des Kapitels IV der Satzung des
Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen
Zentralbank (BGBl. 1992 II S. 1251, 1297) folgende Geschäfte
betreiben:

Darlehen gegen Sicherheiten gewähren sowie am offenen1.
Markt  Forderungen,  börsengängige  Wertpapiere  und
Edelmetalle endgültig (per Kasse oder Termin) oder im
Rahmen  von  Rückkaufsvereinbarungen  kaufen  oder
verkaufen; bei Pfändern ist die Bank mit Eintritt der
Pfandreife  berechtigt,  das  Pfand  durch  einen  ihrer
Mitarbeiter oder durch eine zu Versteigerungen befugten
Person  zu  versteigern  oder,  wenn  der  verpfändete
Gegenstand einen Börsen- oder Marktpreis hat, durch eine
der vorgenannten Personen oder einen Handelsmakler zum
laufenden Preis zu verkaufen und sich aus dem Erlös für



Kosten, Zinsen und Kapital zu befriedigen oder sich den
verpfändeten Gegenstand anzueignen, wobei die Ansprüche
der  Bank  in  Höhe  des  Börsen-  oder  Marktpreises
erlöschen; diese Rechte stehen der Bank auch gegenüber
anderen Gläubigern und gegenüber der Insolvenzmasse des
Schuldners  sowie  auch  im  Falle  einer  vorhergehenden
Sicherungsmaßnahme gegen den Schuldner zu; sie gelten
auch,  wenn  die  Bank  die  Verwertung  für  ein  anderes
Mitglied  des  Europäischen  Systems  der  Zentralbanken
vornimmt;
Giroeinlagen und andere Einlagen annehmen;2.
Wertgegenstände, insbesondere Wertpapiere, in Verwahrung3.
und Verwaltung nehmen; die Ausübung des Stimmrechts aus
den von ihr verwahrten oder verwalteten Wertpapieren ist
der Bank untersagt;
Schecks,  Lastschriften,  Wechsel,  Anweisungen,4.
Wertpapiere und Zinsscheine zum Einzug übernehmen und
nach Deckung Zahlung leisten, soweit nicht die Bank für
die  Gutschrift  des  Gegenwertes  für  Schecks,
Lastschriften und Anweisungen etwas anderes bestimmt;
andere  bankmäßige  Auftragsgeschäfte  nach  Deckung5.
ausführen;
auf eine andere Währung als Euro lautende Zahlungsmittel6.
einschließlich  Wechsel  und  Schecks,  Forderungen  und
Wertpapiere sowie Gold, Silber und Platin kaufen und
verkaufen;
alle Bankgeschäfte im Verkehr mit dem Ausland vornehmen.7.

EG-Vertrag

Artikel 119 (ex-Artikel 4 EGV)
(1) Die Tätigkeit der Mitgliedstaaten und der Union im Sinne
des Artikels 3 des Vertrags über die Europäische Union umfasst
nach  Maßgabe  der  Verträge  die  Einführung  einer



Wirtschaftspolitik,  die  auf  einer  engen  Koordinierung  der
Wirtschaftspolitik  der  Mitgliedstaaten,  dem  Binnenmarkt  und
der  Festlegung  gemeinsamer  Ziele  beruht  und  dem  Grundsatz
einer  offenen  Marktwirtschaft  mit  freiem  Wettbewerb
verpflichtet  ist.

(2) Parallel dazu umfasst diese Tätigkeit nach Maßgabe der
Verträge  und  der  darin  vorgesehenen  Verfahren  eine
einheitliche  Währung,  den  Euro,  sowie  die  Festlegung  und
Durchführung  einer  einheitlichen  Geld-  sowie
Wechselkurspolitik,  die  beide  vorrangig  das  Ziel  der
Preisstabilität verfolgen und unbeschadet dieses Zieles die
allgemeine Wirtschaftspolitik in der Union unter Beachtung des
Grundsatzes  einer  offenen  Marktwirtschaft  mit  freiem
Wettbewerb  unterstützen  sollen.

(3) Diese Tätigkeit der Mitgliedstaaten und der Union setzt
die  Einhaltung  der  folgenden  richtungweisenden  Grundsätze
voraus:  stabile  Preise,  gesunde  öffentliche  Finanzen  und
monetäre Rahmenbedingungen sowie eine dauerhaft finanzierbare
Zahlungsbilanz.

Artikel 105 (ex-Art. 105)
(1) Das vorrangige Ziel des ESZB ist es, die Preisstabilität
zu gewährleisten. Soweit dies ohne Beeinträchtigung des Zieles
der  Preisstabilität  möglich  ist,  unterstützt  das  ESZB  die
allgemeine  Wirtschaftspolitik  in  der  Gemeinschaft,  um  zur
Verwirklichung  der  in  Artikel  2  festgelegten  Ziele  der
Gemeinschaft beizutragen. Das ESZB handelt im Einklang mit dem
Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb,
wodurch ein effizienter Einsatz der Ressourcen gefördert wird,
und hält sich dabei an die in Artikel 4 genannten Grundsätze.

(2) Die grundlegenden Aufgaben des ESZB bestehen darin,

– die Geldpolitik der Gemeinschaft festzulegen und auszuführen,

– Devisengeschäfte im Einklang mit Artikel 111 durchzuführen,

– die offiziellen Währungsreserven der Mitgliedstaaten zu halten und zu verwalten,

– das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme zu fördern.



(3) Absatz 2 dritter Gedankenstrich berührt nicht die Haltung
und Verwaltung von Arbeitsguthaben in Fremdwährungen durch die
Regierungen der Mitgliedstaaten.

(4) Die EZB wird gehört

– zu allen Vorschlägen für Rechtsakte der Gemeinschaft im Zuständigkeitsbereich der EZB,

–
von den nationalen Behörden zu allen Entwürfen für Rechtsvorschriften im Zuständigkeitsbereich der EZB, und zwar innerhalb der Grenzen und unter den Bedingungen, die der Rat nach dem Verfahren des

Artikels 107 Absatz 6 festlegt.

Die  EZB  kann  gegenüber  den  zuständigen  Organen  und
Einrichtungen der Gemeinschaft und gegenüber den nationalen
Behörden  Stellungnahmen  zu  in  ihren  Zuständigkeitsbereich
fallenden Fragen abgeben.

(5) Das ESZB trägt zur reibungslosen Durchführung der von den
zuständigen Behörden auf dem Gebiet der Aufsicht über die
Kreditinstitute  und  der  Stabilität  des  Finanzsystems
ergriffenen  Maßnahmen  bei.

(6) Der Rat kann durch einstimmigen Beschluß auf Vorschlag der
Kommission  nach  Anhörung  der  EZB  und  nach  Zustimmung  des
Europäischen  Parlaments  der  EZB  besondere  Aufgaben  im
Zusammenhang  mit  der  Aufsicht  über  Kreditinstitute  und
sonstige  Finanzinstitute  mit  Ausnahme  von
Versicherungsunternehmen  übertragen.

Artikel 128 (ex-Artikel 106 EGV)
(1) Die Europäische Zentralbank hat das ausschließliche Recht,
die  Ausgabe  von  Euro-Banknoten  innerhalb  der  Union  zu
genehmigen.  Die  Europäische  Zentralbank  und  die  nationalen
Zentralbanken sind zur Ausgabe dieser Banknoten berechtigt.
Die  von  der  Europäischen  Zentralbank  und  den  nationalen
Zentralbanken  ausgegebenen  Banknoten  sind  die  einzigen
Banknoten, die in der Union als gesetzliches Zahlungsmittel
gelten.

(2) Die Mitgliedstaaten haben das Recht zur Ausgabe von Euro-
Münzen, wobei der Umfang dieser Ausgabe der Genehmigung durch
die Europäische Zentralbank bedarf. Der Rat kann auf Vorschlag



der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments
und der Europäischen Zentralbank Maßnahmen erlassen, um die
Stückelung und die technischen Merkmale aller für den Umlauf
bestimmten Münzen so weit zu harmonisieren, wie dies für deren
reibungslosen Umlauf innerhalb der Union erforderlich ist.

Artikel 138 (ex-Artikel 111 Absatz
4 EGV)
(1)  Zur  Gewährleistung  der  Stellung  des  Euro  im
internationalen Währungssystem erlässt der Rat auf Vorschlag
der Kommission einen Beschluss zur Festlegung der innerhalb
der zuständigen internationalen Einrichtungen und Konferenzen
im Finanzbereich einzunehmenden gemeinsamen Standpunkte zu den
Fragen, die von besonderer Bedeutung für die Wirtschafts- und
Währungsunion  sind.  Der  Rat  beschließt  nach  Anhörung  der
Europäischen Zentralbank.

(2)  Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  geeignete
Maßnahmen mit dem Ziel erlassen, eine einheitliche Vertretung
bei  den  internationalen  Einrichtungen  und  Konferenzen  im
Finanzbereich  sicherzustellen.  Der  Rat  beschließt  nach
Anhörung der Europäischen Zentralbank.

(3) Bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen sind
nur  die  Mitglieder  des  Rates  stimmberechtigt,  die  die
Mitgliedstaaten  vertreten,  deren  Währung  der  Euro  ist.

Die  qualifizierte  Mehrheit  dieser  Mitglieder  bestimmt  sich
nach Artikel 238 Absatz 3 Buchstabe a.

Artikel 123 (ex-Artikel 101 EGV)
(1)  Überziehungs-  oder  andere  Kreditfazilitäten  bei  der
Europäischen  Zentralbank  oder  den  Zentralbanken  der
Mitgliedstaaten  (im  Folgenden  als  „nationale  Zentralbanken“
bezeichnet) für Organe, Einrichtungen oder sonstige Stellen



der  Union,  Zentralregierungen,  regionale  oder  lokale
Gebietskörperschaften  oder  andere  öffentlich-rechtliche
Körperschaften, sonstige Einrichtungen des öffentlichen Rechts
oder öffentliche Unternehmen der Mitgliedstaaten sind ebenso
verboten  wie  der  unmittelbare  Erwerb  von  Schuldtiteln  von
diesen durch die Europäische Zentralbank oder die nationalen
Zentralbanken.

(2)  Die  Bestimmungen  des  Absatzes  1  gelten  nicht  für
Kreditinstitute in öffentlichem Eigentum; diese werden von der
jeweiligen  nationalen  Zentralbank  und  der  Europäischen
Zentralbank,  was  die  Bereitstellung  von  Zentralbankgeld
betrifft, wie private Kreditinstitute behandelt.

Verordnung (EG) Nr.974/98 des
Rates vom 3.5.1998 über die
Einführung des Euro

Art.  2.  [Europäische
Währungseinheit]
Ab 1.1.1999 ist die Währung der teilnehmenden Mitgliedsstaaten
der Euro. Die Währungseinheit ist ein Euro. Ein Euro ist in
100 Cent unterteilt.

Art. 3. [Währungsersetzung]
Der Euro tritt zum Umrechnungskurs an die Stelle der Währungen
der teilnehmenden Mitgliedstaaten.

Art.  4.  [Offizielle



Rechnungseinheit]
Der Euro ist die Rechnungseinheit der Europäischen Zentralbank
(EZB) und der Zentralbanken der teilnehmenden Mitgliedstaaten.

Art.  9.  [Begrenzte  Kontinuität
nationaler Zahlungsmittel]
Banknoten und Münzen, die auf eine nationale Währungseinheit
lauten,  behalten  die  Eigenschaft  eines  gesetzlichen
Zahlungsmittels innerhalb ihres jeweiligen Gültigkeitsgebiets
wie am Tag vor Inkrafttreten dieser Verordnung.

Art.  10.  [Ausgabe  von  Euro-
Banknoten]
Vom  1.1.2002  an  setzen  die  EZB  und  die  Zentralbanken  der
teilnehmenden Mitgliedsstaaten auf Euro lautende Banknoten in
Umlauf. Unbeschadet des Art. 15 haben diese auf Euro lautenden
Banknoten als einzige in allen diesen Mitgliedsstaaten die
Eigenschaft eines gesetzlichen Zahlungsmittels.

Art.  11.  [Ausgabe  der  Euro-  und
Cent-Münzen]
Vom  1.1.2002  an  geben  die  teilnehmenden  Mitgliedsstaaten
Münzen  aus,  die  auf  Euro  oder  Cent  lauten  und  den
Bezeichnungen und technischen Merkmalen entsprechen, die der
Rat nach Art. 105 a II 2 EGV festlegen kann. Unbeschadet des
Art.  15  haben  diese  Münzen  als  einzige  in  allen  diesen
Mitgliedstaaten  die  Eigenschaft  eines  gesetzlichen
Zahlungsmittels. Mit Ausnahme der ausgebenden Behörde und der
Personen,  die  in  den  nationalen  Rechtsvorschriften  des
ausgebenden  Mitgliedsstaats  speziell  benannt  werden,  ist
niemand  verpflichtet,  mehr  als  fünfzig  Münzen  bei  einer



einzelnen Zahlung anzunehmen.

ESZB-Satzung

Artikel  18  Offenmarkt-  und
Kreditgeschäfte
18.1. Zur Erreichung der Ziele des ESZB und zur Erfüllung
seiner  Aufgaben  können  die  EZB  und  die  nationalen
Zentralbanken – auf den Finanzmärkten tätig werden, indem sie
auf  Gemeinschafts-  oder  Drittlandswährungen  lautende
Forderungen  und  börsengängige  Wertpapiere  sowie  Edelmetalle
endgültig  (per  Kasse  oder  Termin)  oder  im  Rahmen  von
Rückkaufsvereinbarungen  kaufen  und  verkaufen  oder
entsprechende  Darlehensgeschäfte  tätigen;  –  Kreditgeschäfte
mit Kreditinstituten und anderen Marktteilnehmern abschließen,
wobei für die Darlehen ausreichende Sicherheiten zu stellen
sind.

18.2. Die EZB stellt allgemeine Grundsätze für ihre eigenen
Offenmarkt-  und  Kreditgeschäfte  und  die  der  nationalen
Zentralbanken auf; hierzu gehören auch die Grundsätze für die
Bekanntmachung  der  Bedingungen,  zu  denen  sie  bereit  sind,
derartige Geschäfte abzuschließen.

Durch  Artikel  1  Nr.  11m  des  Protokolls  Nr.  1  zum,  sowie
Artikel 5 des Vertrags von Lissabon vom 13. Dezember 2007
wurden  im  Artikel  18  die  Worte  „Gemeinschafts-  oder
Drittlandswährungen“  ersetzt  durch:  „Euro  oder  sonstige
Währungen“.


